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Kommunistische Plattform der Partei DIE LINKE.MV
Offener  Brief

Ein Gespenst geht um……………

Die Parteichefin der LINKEN hat in einem Artikel in Vorbereitung der XVI. Rosa-Luxemburg-Konferenz über Wege zum Ziel Kommunismus nachgedacht. 

Da war es geschehen – ein Aufschrei ging schon am selben Tag durch die Medien. Politiker der „so genannten“ demokratischen Parteien haben sofort reagiert und ihre antikommunistische Gesinnung gezeigt. Wie schon vor mehr als 100 Jahren wurde und wird eine Hetzjagd sondergleichen gegen die Partei DIE LINKE geführt. Mit übelster Verleumdung, Hetze und Verantwortung für im Namen des Kommunismus vollbrachte Verbrechen wurde die Parteichefin Gesine Lötzsch bedacht. 

Wer übernimmt die Verantwortung für die Millionen Opfer der Kirche (Christianisierung, Hexenverbrennung), des Kapitals (Kolonialisierung, Faschismus und Kriege)?
Selbst ein Antrag auf Verbot der Partei wurde in Erwägung gezogen und das kurz nachdem das Bundesverfassungsgericht für die NPD das Recht auf Meinungsfreiheit zugestanden hat, ohne festzulegen, wo diese bei den Neonazis aufhört.

Und da ist es wieder, das Gespenst!  Wir nennen es  Antikommunismus. 
Die Diffamierungskampagne ist aber in Wahrheit der billigste Wahlkampf gegen die Partei DIE LINKE. Die Erfolge der Partei passen den bürgerlichen Parteien überhaupt nicht. Mit ihrer Diffamierung der LINKEN lenken sie die Wählerinnen und Wähler geschickt vom Tagesgeschehen ab.
Und was macht die LINKE?

Sie erscheint in den verschiedenen Führungsetagen teils zerstritten, teils unsolidarisch und das im Superwahljahr. Manche Linke grübeln und streiten über den rechten Weg, obwohl mit dem Entwurf des neuen Parteiprogramms die Richtung schon angezeigt ist.

Es geht um die Überwindung dieses Gesellschaftssystems, das täglich seine Unfähigkeit zur Lösung der dringendsten Widersprüche zeigt.

Kriege in verschiedenen Erdteilen, gewaltige Flüchtlingsströme, Naturkatastrophen als Auswirkung des profitorientierten Raubbaus, Hunger in vielen Ländern der Welt. Armut großer Bevölkerungsschichten, Verarmung breiter Schichten in wohlhabenden Ländern, Krise des Euros und der Europäischen Union, globale Katastrophen wie Finanzskandal und lokale wie Dioxinskamdal sind Auswirkungen des ungebremsten Profitstrebens der Manager, Bankprofiteure und ihrer Polithandlanger.
Eine Änderung des Systems ist nötig und verstößt auch nicht gegen das Grundgesetz,

Der Entwurf des Programms der Partei DIE LINKE zeigt eine solche Möglichkeit.

Dazu stellen wir offen die Eigentumsfrage mit folgenden Ansätzen:

· Privatbanken und öffentlich-rechtliche Banken werden unter öffentliche Kontrolle gestellt, um Spekulationen der Kunden und der Gesellschaft zu verhindern. Alle Investitionen und Zuwendungen der öffentlichen Hand zu Banken und Großunternehmen werden in Anteile des Staates umgewandelt.
· Bereiche der Daseinsvorsorge (Energie, Verkehr, Gesundheit, Bildung) sind in öffentliches Eigentum zu überführen. Eine weitere Privatisierung im sozialen Wohnungswesen ist nicht mehr möglich.

· Für die unmittelbare politische Tätigkeit steht die unbedingte Forderung auf ein Recht auf Erwerbstätigkeit, auf einen Mindestlohn, auf gleiche Bildungschancen und Abschaffung von Hartz IV und Rente mit 67 im Vordergrund.

· Die Umwandlung der Bundeswehr von einer lt. Grundgesetz Verteidigungsarmee in eine weltumspannende Aggressionsarmee wird von uns energisch abgelehnt

Unser strategisches Gesellschaftsziel ist eine Welt, in der die größtmögliche Freiheit des Einzelnen verbunden ist mit der größtmöglichen Gleichheit der Menschen in der Arbeit und im täglichen Leben.
Die schrittweise Verwirklichung dieser Ziele ist möglich,  wenn die LINKE in den Bundesländern und in der BRD durch Wahlerfolge Einfluss auf die Politik nehmen kann.

Eine prinzipienlose Beteiligung an Koalitionen lehnen wir ebenso ab wie eine Opposition aus Prinzip.

Dazu ist die Zusammenarbeit aller Strömungen der Partei genauso nötig wie die Zusammenarbeit mit anderen Linken und mit gesellschaftlichen Organisationen
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